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Resolution  3 
Beschlossen auf dem SPE-Parteirat, 22.-23. November 2007 4 
 5 

Die EU auf der internationalen Bühne:  6 
den nachhaltigen Frieden fördern 7 

 8 
Einleitung 9 
 10 
Das 21. Jahrhundert stellt uns vor die große Herausforderung, die Vorteile einer immer stärker 11 
von Interdependenz geprägten Welt allen Bürgern zu Nutzen zu machen. Es liegt auf der Hand, 12 
dass kein Staat sein Schicksal alleine bestimmen kann. Die Zusammenarbeit in einer starken 13 
und fortschrittlichen Europäischen Union dagegen ermöglicht mehr Sicherheit und Gleichheit 14 
innerhalb der Union und darüber hinaus. Die Zusammenarbeit in der EU ist die einzige 15 
Möglichkeit für die Staaten Europas, wieder an Bedeutung und politischem Einfluss zu 16 
gewinnen. 17 
 18 
Angesichts anhaltender Herausforderungen für Frieden, Demokratie und Menschenrechte auf 19 
der ganzen Welt, und angesichts der mangelnden Einhaltung grundlegender politischer, ziviler, 20 
sozialer, wirtschaftlicher Rechte und der Menschenrechte, wie sie nach und nach in den 21 
Konventionen der Vereinten Nationen festgelegt wurden, stehen die Europäische Union und ihre 22 
Mitgliedsstaaten in der Verantwortung, tätig zu werden. Die SPE schlägt daher vor, die Rolle der 23 
EU in der internationalen Politik neu zu überdenken.  24 
 25 
Die EU hat eine einzigartige Position inne, um bei der Schaffung eines nachhaltigen Friedens 26 
in der Welt eine Schlüsselrolle einzunehmen, indem sie die Ursachen von Konflikten mit einer 27 
vorbeugenden Politik begegnet. Die EU hat mit der engen Zusammenarbeit zwischen Staaten 28 
eine besondere Erfahrung gewonnen: die Garantie von Frieden und Wohlstand auf einem 29 
Kontinent, der durch Jahrhunderte des Krieges zerrissen war. Der Ansatz der EU beruht auf 30 
Konfliktvermeidung durch eine intensivere Zusammenarbeit und stärkeren Handel zwischen 31 
Staaten und regionalen Zusammenschlüssen. Diese Zusammenarbeit ist so tiefgreifend, dass 32 
kriegerische Auseinandersetzungen undenkbar sind. Ferner ist das europäische Sozialmodell 33 
eine einmalige Verknüpfung von wirtschaftlicher Dynamik und sozialer Sicherung, und damit für 34 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weltweit eine Inspirationsquelle.  35 
 36 
Wie die Erfolgsgeschichte innereuropäischer Zusammenarbeit gezeigt hat, kann internationale 37 
Kooperation zur Regulierung Nutzen für alle stiften. Das EU-Modell stellt einen besseren Weg 38 
dar, mit Globalisierung zurecht zu kommen als ein freier Markt ohne Regeln. Auch außerhalb 39 
Europas müssen regionale Bündnisse und internationale Organisationen gestärkt werden, um 40 
rechtliche Rahmenbedingungen von Globalisierung voranzubringen. 41 
 42 
Wir haben die Möglichkeit, für die ärmsten Menschen der Welt eine echte und bedeutende 43 
Verbesserung der Lebenschancen herbeizuführen. Um ein steigendes Wohlstands- und 44 
Einkommensgefälle zu verhindern bedarf es allerdings eines effektiveren Multilateralismus, 45 
fairer und effizienter Regeln der Unternehmensbesteuerung, für Finanzmärkte und 46 
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Rohstoffmärkte sowie international verbindlicher Umwelt- und Sozialstandards für einen 47 
funktionierenden Wettbewerb. Der Wettbewerb nationaler und regionaler Wirtschaften muss mit 48 
gerechten Arbeitsbedingungen, starken Sozialleistungen und hohen Umweltstandards einher 49 
gehen.  50 
 51 
Außenpolitik hat sich immer weiter von bilateralen Beziehungen zu einem neuen Modell und 52 
einer neuen Ebene fortentwickelt, indem regionale Gruppierungen auf globaler Ebene 53 
zusammenarbeiten. Ähnliche Integrationsbestrebungen finden von Afrika bis Lateinamerika 54 
statt. Es ist ein eigenständiges Modell internationaler Zusammenarbeit geworden, welches 55 
Integrationsanstrengungen in Afrika und Lateinamerika gleichermaßen inspiriert. Wir möchten, 56 
dass die Europäische Union einen engeren Umgang mit Nachbarregionen pflegt, um Frieden 57 
und bessere Zukunftsaussichten für die Menschen zu fördern. Will Europa jedoch eine Macht für 58 
den Weltfrieden werden, muss die Europäische Union im Bereich der Außenpolitik effizienter 59 
und bestimmter auftreten. Wir unterstützen alle Anstrengungen, die danach trachten, eine 60 
größere Koordinierung der Außenpolitiken der EU-Mitgliedsstaaten herzustellen und mit unserer 61 
gemeinsamen europäischen Außen- und Sicherheitspolitik großen Einfluss in der Welt 62 
auszuüben. Damit der Beitrag Europas möglichst groß wird, ist es von zentraler Bedeutung, 63 
dass ein ganzheitlicher und wirklich kohärenter Ansatz verfolgt wird – ein Ansatz, der die EU-64 
Politik in den Bereichen Entwicklung, Handel, Investitionen, Schulden, Landwirtschaft, Migration, 65 
Konfliktprävention, Menschenrechte und Umwelt zusammenführt. Anders ausgedrückt, muss die 66 
Europäische Union ihr politisches und wirtschaftliches Gewicht miteinander verbinden. Die EU 67 
kann zu einem echten Akteur auf internationaler Bühne werden. Eine solche Stellung kann auch 68 
durch die Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes, wie im Reformvertrag 69 
vorgeschlagen, gestärkt werden. Bei einigen Themen kann die EU eine echte Führungsrolle 70 
einnehmen: bei der Förderung des Friedens, dem Kampf gegen Armut, der Verbesserung 71 
weltweiter Regeln und beim Umweltschutz.  72 
 73 
Für die europäischen Sozialdemokraten sollte die EU ehrgeizig sein und die Vorstellung eines 74 
nachhaltigen Weltfriedens fördern.  75 
 76 

1. Frieden: die EU setzt an den Konfliktursachen an 77 
 78 
Mehr als vierzig Jahre lang teilte der Kalte Krieg einen Großteil der Welt in zwei Lager. Sein 79 
Ende führte zu einer komplexeren und instabileren Weltordnung mit neuen Bedrohungen, die 80 
sowohl vielfältiger als auch weniger vorhersehbar sind. In diesem Zusammenhang muss Europa 81 
eine wesentliche Rolle auf der internationalen Bühne einnehmen, damit der Frieden gewahrt 82 
bleibt und die internationale Sicherheit gestärkt wird. Eine echte Sicherheitspolitik muss 83 
weltweit und auf multilateraler Basis aufgebaut werden. Mit den notwendigen Reformen sind die 84 
Vereinten Nationen der einzig mögliche Rahmen für ein Streben nach globaler Sicherheit.  85 
 86 
Wir müssen uns in einem ständigen Kampf gegen Unterentwicklung, Armut und den Mangel an 87 
Schulausbildung engagieren. Wirtschaftliche, soziale, politische und kulturelle Probleme 88 
verursachen Frustration und können zu Gewalt führen. Die beste Präventionspolitik besteht in 89 
der Verringerung dieser Ungleichgewichte. Solidarität zwischen den reichsten und ärmsten 90 
Ländern und Regionen ist eine grundlegende Voraussetzung, um Sicherheitsanliegen 91 
bewältigen zu können. Entwicklungspolitik und Zusammenarbeit sowie faire 92 
Wirtschaftsbeziehungen sind die natürlichen Grundpfeiler von Konfliktprävention. Wir 93 
bekämpfen die Symptome weltweiter Gefahren; ebenso muss die EU aber alles daran setzen, 94 
die Ursachen von Konflikten zu bekämpfen. Daher müssen Instrumente zur 95 
Konfliktprävention neben präventiver Diplomatie, Friedensschaffung, Friedenserhaltung und 96 
Friedenskonsolidierung eine absolute Priorität darstellen. Die Sicherheits- und 97 
Verteidigungspolitik der EU muss die Sicherheit der Menschen in all ihren Bedeutungen 98 
berücksichtigen. 99 
 100 
Heutzutage gibt es nicht nur klassische oder „harte“ Bedrohungen für Stabilität, sondern auch 101 
neue Faktoren, die in neue Politikansätze einfließen müssen. Der Klimawandel wird in Zukunft 102 
eine bedeutende Rolle spielen, da seine destabilisierende Wirkung die internationale Sicherheit 103 
gefährdet. Der vom Menschen verursachte Klimawandel, welcher schon eingesetzt hat, wird 104 
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sich direkt auf die Ökosysteme, die menschliche Infrastruktur, unsere Wirtschaften, unsere 105 
Sicherheit und unser Wohlbefinden auswirken. Viele dieser Auswirkungen werden negativ sein 106 
und eine Antwort erfordern. Sollte sich dieser Prozess fortsetzen, werden ihm besonders die 107 
ärmsten Regionen der Welt zum Opfer fallen. Dies muss in der EU-Politik zur Anpassung an 108 
den Klimawandel berücksichtigt werden.  109 
 110 
Dennoch bestehen klassische Bedrohungen leider fort. Es bedarf dringend konkreter 111 
Anstrengungen, um das Nichtverbreitungsregime wiederzubeleben und die Verbreitung 112 
nuklearer Waffen und spaltbarer Stoffe einzuschränken. Wir bekräftigen unser Ziel einer Welt 113 
ohne Nuklearwaffen und setzen uns für eine internationale Überwachung der Urananreicherung 114 
ein. Das Ziel der EU muss sein, ein neues Wettrüsten und eine weitere Verbreitung von 115 
Waffen zu verhindern: Für internationale Stabilität ist eine effektive Abrüstung von 116 
Massenvernichtungswaffen und konventionellen Waffen ein Muss. Die EU muss die weltweite 117 
Ratifizierung des Minenverbotsvertrages, auch bekannt als Ottawa-Abkommen, unterstützen 118 
und zur Arbeit am sogenannten Oslo-Prozess, dessen Ziel das Verbot von Streubomben ist, 119 
beitragen. Die EU und ihre Mitgliedsstaaten sollten sich einsetzen für ein weltweites 120 
Waffenhandelsabkommen, das den unkontrollierten Waffenhandel zwischen Staaten 121 
verringern soll, und sicherstellen soll, dass alle Regierungen Waffen mit den gleichen 122 
Grundstandards kontrollieren. Dies würde auch bedeuten, sich gegen unnötige Militärausgaben 123 
einzusetzen, welche Ressourcen für andere, wichtigere Entwicklungsprioritäten abziehen.  124 
 125 
Ein ganzheitlicher Ansatz ist notwendig. Dieser muss auch die strukturellen Hintergründe des 126 
Phänomens Terrorismus berücksichtigen. Die SPE verurteilt Terrorismus in jeglicher Form, 127 
seine Ausrichtung auf Zivilisten und seine Wirkung auf die Sicherheit, die Ängste und die 128 
politischen Reaktionen der Menschen. Die Ursachen für Terrorismus sind vielfältig, aber 129 
Terrorismus selbst ist ein Verbrechen. Armut und Arbeitslosigkeit sind keine direkten Gründe für 130 
Terrorismus, aber die dadurch aufgebaute Frustration kann zu einer tieferen Entfremdung 131 
führen, welche wiederum für Terrororganisationen einen fruchtbaren Boden für die Rekrutierung 132 
bildet. Wir lehnen jede Rechtfertigung von Terrorismus ab. Im Kampf gegen den 133 
Terrorismus können harte Maßnahmen notwendig sein. Sie müssen jedoch stets die 134 
Grundrechte achten, in Dauer und Umfang begrenzt sein und notwendig, verhältnismäßig und 135 
einer demokratischen Gesellschaft angemessen sein. Missachtung des Völkerrechts, illegaler 136 
Freiheitsentzug und rechtswidriger Umgang mit Gefangenen sind jedoch Maßnahmen, die nie 137 
akzeptabel sein können. Die Grundprinzipien des nationalen Rechts und des Völkerrechts 138 
müssen beim internationalen Kampf gegen den Terrorismus weiterhin die Grundlage bilden. Wir 139 
müssen außerdem sicherstellen, dass die persönlichen Daten der Bürger geschützt werden und 140 
ihre Nutzung streng eingegrenzt und reglementiert wird. Wir müssen für bestehende Probleme 141 
Lösungen erarbeiten, die im Einklang mit dem Völkerrecht und den europäischen Werten 142 
stehen. 143 
 144 
Die Union besitzt ein breite Auswahl an außenpolitischen Instrumenten, die besonders gut 145 
geeignet sind, den heutigen Herausforderungen zu begegnen. Sie sollte das volle Potenzial der 146 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) ausschöpfen. Dank der ESVP ist die 147 
Europäische Union nun in der Lage, vielfältige Friedenseinsätze ziviler und militärischer Natur 148 
durchzuführen. Die EU hat 13 ESVP-Einsätze gestartet. Neben Mazedonien (FYROM), der DR 149 
Kongo und dem westlichen Balkan führte oder führt die EU Einsätze in Georgien, Aceh 150 
(Indonesien), den palästinensischen Gebieten und in Darfur durch. Diese Einsätze reichen von 151 
humanitären oder Rettungseinsätzen bis hin zu friedenserhaltenden Aufgaben und militärischen 152 
Eingriffen zur Wiederherstellung von Frieden. Durch verstärkte Fortschritte auf der 153 
Durchführungsebene und die Ausweitung der Einsätze auf andere Regionen der Welt hat die 154 
EU ihr Potenzial verdeutlicht, weltweit ein Akteur der internationalen Politik zu werden. Eine 155 
notwendige Weiterentwicklung erfordert Interoperabilität, eine nachhaltigere und verlässlichere 156 
Versorgungskette, die auf gegenseitiger Unterstützung und Beistand beruht, wobei 157 
Doppelstrukturen und eine suboptimale Verwendung knapper Ressourcen auf europäischer 158 
Ebene und unter den Mitgliedsstaaten vermieden werden muss. Die Mittelzuteilung für 159 
Verteidigungszwecke erfolgt entsprechend den nationalen politischen Zielen und Prioritäten. 160 
Langfristig muss die ESVP weiterentwickelt werden, auch durch größere Synergiebildung und 161 
Integration der europäischen Streitkräfte. 162 
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 163 
EU und NATO müssen Synergien entwickeln und ihre Arbeit besser koordinieren, um auf 164 
globaler Ebene gemeinsame Interessen durchsetzen und gemeinsame Herausforderungen 165 
annehmen zu können. Die ESVP muss sich parallel zur NATO entwickeln. Konkurrenz sollte 166 
vermieden werden. Eine starke ESVP trägt auch zu den Interessen der NATO bei. Darüber 167 
hinaus, können weder die Vereinigten Staaten von Amerika noch die Europäische Union ihre 168 
eigenen Interessen wahren, indem sie alleine arbeiten. Zusammenarbeit ist also nicht einfach 169 
nur eine Option, sondern eine Notwendigkeit. Die Zusammenarbeit muss auf folgenden drei 170 
Prinzipien aufbauen: Transparenz, Kohärenz und Gleichberechtigung. Die Stärkung einer 171 
modernen transatlantischen Zusammenarbeit ist vorrangig. 172 
 173 
Gleichermaßen sollte die EU, wenn sie handelt, dies in enger Zusammenarbeit mit den 174 
Vereinten Nationen tun, um die Bemühungen der Vereinten Nationen zu unterstützen und zu 175 
fördern statt mit ihnen zu konkurrieren. Gewalteinsatz sollte im Rahmen der Charter der 176 
Vereinten Nationen entschieden werden. Internationale Sicherheit entsteht nicht durch das 177 
Recht des Stärkeren, sondern durch die Stärke des Rechts. Ferner ist es unwahrscheinlich, 178 
dass die EU oder die NATO alleine für eine bestimmte Krisenregion zuständig ist. Daher sind 179 
überzeugende und praktische Maßnahmen für eine verstärkte Integration nicht nur innerhalb der 180 
EU, sondern auch mit den UN-Agenturen, den internationalen Finanzinstitutionen und den 181 
regionalen Organisationen notwendig. Wir setzen uns ein für eine aktive Rolle der EU und ihrer 182 
Mitgliedsstaaten bei der Beendigung anhaltender Konflikte, und bei der Beendigung der 183 
illegalen Besetzung Zyperns durch eine umfassende Konfliktlösung entsprechend den UN-184 
Resolutionen. 185 
 186 
Die Europäische Verteidigungspolitik ist ein bedeutender Bestandteil der europäischen 187 
Integration und trägt zur Schaffung eines Europas der Bürger bei. Die ESVP sollte den 188 
Bürgerinnen und Bürgern Europas ein starkes Bild von Europa vermitteln. Die Bürgerinnen und 189 
Bürger werden sich leichter mit einem Europa identifizieren, das in der Lage ist, effizient mit 190 
seiner Verantwortung bei der Schaffung einer Welt des Friedens, der Stabilität und der 191 
Sicherheit umzugehen.  192 
 193 

2. Solidarität: eine Globalisierung zum Nutzen aller  194 
 195 

Die Globalisierung wird nicht wieder verschwinden. Es gibt eine Fülle potenziell positiver 196 
Aspekte der Globalisierung. Soll sie für das Allgemeinwohl genutzt werden, bedarf die 197 
Globalisierung eines effizienteren Multilateralismus. Heute hat die Globalisierung zu einer 198 
Öffnung der nationalen Grenzen für den internationalen Handel und den weltweiten Wettbewerb 199 
geführt. Entwicklungen, die mit der Globalisierung verbunden sind, haben grenzenlose 200 
Möglichkeiten für menschliche Entwicklung eröffnet, und sie haben die Lebensqualität für viele 201 
Menschen in Ländern der dritten Welt ungemein gesteigert. Dennoch bedarf es eines faireren 202 
Welthandels. Entwicklungsländer wollen nicht einfach Almosen; sie wollen eine faire Chance auf 203 
dem Markt. Die Interessen der Menschen müssen vor den Interessen des Kapitals stehen, 204 
wenn ein Interessenkonflikt auftritt. Die Liberalisierung des Handels kann den 205 
Entwicklungsländern nutzen, vorausgesetzt sie besitzen die Wirtschaftskraft und Infrastruktur, 206 
um wettbewerbsfähig am Welthandel teilzunehmen. Entwicklungsländer müssen stärker in das 207 
Welthandelssystem eingebunden werden und müssen die Vorteile des internationalen Handels 208 
besser nutzen können. Dabei dürfen die unterschiedlichen Entwicklungsniveaus der WTO-209 
Mitgliedsstaaten nicht außer Acht gelassen werden. Ohne die Fähigkeit oder die richtigen 210 
Bedingungen, um die Vorteile des freien Handels zu nutzen, kann die Liberalisierung den 211 
Entwicklungsländern schwerwiegende Übergangsbelastungen auferlegen. Der 212 
grenzüberschreitende Handel mit Waren und Dienstleistungen muss letztlich, so wie andere 213 
Märkte auch, durch eindeutige Bestimmungen reguliert werden. Diese müssen sicherstellen, 214 
dass die Nachhaltigkeit gewahrt wird und die schwächeren Parteien oder Länder geschützt 215 
werden. Wachstum, das Menschenrechte und Entwicklung, größere soziale Gleichberechtigung 216 
und eine bessere Umwelt völlig außer Acht lässt, ist für uns keine Bereicherung. Ganz im 217 
Gegenteil, nur eine soziale und umweltverträgliche, nachhaltige Entwicklung kann ein 218 
nachhaltiges Wachstum garantieren. Nur dadurch können wir Sicherheit und Lebensqualität 219 
unabhängig von der Herkunft garantieren. Die EU hat die Verantwortung, den Gesamtbeitrag 220 
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Europas zu Armutsbeseitigung, zu fairem Handel, zu fairen Wirtschaftbeziehungen und zur 221 
persönlichen Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger dieser Welt, signifikant zu erhöhen. Wir 222 
benötigen umfassende Entwicklungsstrategien, welche sowohl Wachstum erzeugen, das den 223 
Armen zugute kommt („pro-poor growth“), als auch direkt die Lebens- und Arbeitsbedingungen 224 
armer Menschen verbessern. 225 
 226 
Der internationale Handel wird durch schnell wachsende Volkswirtschaften wie China und 227 
Indien angekurbelt. Der Aufstieg dieser großen Nationen hat weltweite Auswirkungen, die eine 228 
tiefgreifendere Zusammenarbeit und engere Beziehungen zwischen der EU und diesen Ländern 229 
notwendig machen. Sie werden als die Fabrik der Welt beschrieben und haben weitreichende 230 
Auswirkungen auf die Gesellschaft, den wirtschaftlichen Wettbewerb, die Umweltbelastung und 231 
den Energiebedarf und damit auch auf unsere Politik.  232 
 233 
Ein positiver Abschluss der Doha-Entwicklungsrunde, die in 2001 begonnen wurde, ist für die 234 
ärmsten Länder ein Muss. Eine bessere Regulierung des Welthandels und demokratische 235 
Reformen, einschließlich einer höheren Transparenz der Welthandelsorganisation, sind 236 
notwendig. Entwicklungsländer müssen unterstützt werden, so dass ihre Handelschancen sich 237 
vergrößern, und so dass sie gleichberechtigt innerhalb der WTO ihre Rechte durchsetzen 238 
können. Die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen sind das zentrale Element der Wirtschafts- 239 
und Handelskooperation, eines Grundpfeilers des Abkommens von Cotonou. Sollten die 240 
Verhandlungen bis zum Ende des Jahres 2007 nicht abgeschlossen werden, müssen 241 
Vorkehrungen getroffen werden, um Unsicherheit für unsere AKP-Partner zu vermeiden und um 242 
sicherzustellen, dass kein AKP-Land eine Verschlechterung seiner Position gegenüber dem 243 
präferenziellen System von Cotonou hinnehmen muss. Falls notwendig, sollte für die 244 
Verhandlungen auch mehr Zeit zur Verfügung gestellt werden. Die EU sollte einen 245 
umfangreichen Marktzugang gewähren (inklusive Dienstleistungen und Investitionen – aber mit 246 
Ausnahmemöglichkeiten) und die Abkommen sollten wechselseitig, jedoch asymmetrisch sein. 247 
Jede regionale AKP-Gruppe sollte ihre eigenen Entscheidungen treffen bezüglich des 248 
Zeitpunkts, der Geschwindigkeit, der Abfolge und der Produktpalette, auf die sich die 249 
Marktöffnung bezieht, entsprechend individueller nationaler Entwicklungspläne und 250 
Armutsbekämpfungsstrategien. Investitionen, Wettbewerb und das öffentliche 251 
Beschaffungswesen sollten von den Verhandlungen ausgeklammert werden, es sei denn, dass 252 
dies von einer regionalen AKP-Verhandlungsgruppe explizit gewünscht wird. Wir unterstützen 253 
die Einbindung von Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen und Verbrauchervertretern 254 
in den Verhandlungsprozess. Eine Folgemaßnahme, die Folgenabschätzung der 255 
Nachhaltigkeit des Handels („Trade Sustainable Impact Assessments“), die die 256 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament, den Rat, Organisationen der 257 
Zivilgesellschaft sowie einschlägige internationale Organisationen mit einbezieht, ist ein 258 
positives Werkzeug, um den Erfolg von Handelsabkommen zu beobachten. 259 
 260 
Die Globalisierung des Handels und der Wirtschaft muss von einer Globalisierung der Rechte 261 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer begleitet werden. Weltweit allen Frauen und 262 
Männern eine menschenwürdige Arbeit zu gewährleisten, muss das Ziel interner und externer 263 
EU-Politik sein. Menschenwürdige Arbeit bedeutet Zugang zu Beschäftigung, Fairness und 264 
Gleichbehandlung am Arbeitsplatz, eine menschenwürdige Entlohnung, faire 265 
Arbeitsbedingungen, ein sicheres Arbeitsumfeld, Schutz vor Arbeitslosigkeit, sozialer Schutz, 266 
Arbeitsplätze und Ausbildungsmöglichkeiten, sowie kollektive Mitwirkung. Die Entwicklung von 267 
Gewerkschaften in Entwicklungsländern, unabhängig von Kontrollen und Subventionen seitens 268 
des Staates oder der Arbeitgeber, ist ein wesentliches Element des sozialen Fortschrittes für 269 
lokale Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Die EU muss die Einhaltung der 270 
Kernarbeitsnormen der ILO und „Gute Arbeit“-Standards in all ihren bilateralen und regionalen 271 
Handelsabkommen unterstreichen. Die Zusammenarbeit zwischen der ILO und der WTO sollte 272 
verstärkt werden. Ferner sollten die Mitgliedsstaaten der WTO dem Beispiel der EU folgen und 273 
Arbeits- und Sozialfragen in ihre Überwachung nationaler Handelspolitik aufnehmen. Solch ein 274 
Ansatz würde weltweit die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stärken. Die 275 
soziale Verantwortung der Unternehmen („Corporate Social Responsibility, CSR) und die 276 
OECD-Richtlinien für multinationale Unternehmen stellen eine Möglichkeit dar, gemeinsame 277 
Abkommen über klare ethische Normen zu erlangen, die das Verhalten von TNCs bestimmen, 278 
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so wie dies im Rahmen des „Global Compact“ schon vielfach praktiziert wird. Die EU könnte ein 279 
„Smiley“-Prinzip zur Belohnung von Unternehmen entwickeln, welche die Prinzipien der CSR 280 
einhalten und ein Verzeichnis der europäischen Unternehmen erstellen, das speziell deren 281 
CSR-Umsetzung auflistet – zum Beispiel eine Website nach dem Prinzip „name and blame“.  282 
 283 
Das Erreichen der Millennium-Entwicklungsziele wird den Anteil armer Menschen innerhalb 284 
eines Jahrzehntes halbieren. Dennoch werden hunderte von Millionen der ärmsten und 285 
verletzlichsten Menschen in chronischer Armut verbleiben. Aus diesem Grund ruft die SPE die 286 
EU dazu auf, eine 'Strategie zur Beseitigung von Armut nach 2015' zu erarbeiten. Die SPE 287 
erinnert an das aktuelle Defizit bei der Hilfe bezüglich der Millennium-Entwicklungsziele, und 288 
fordert einen echten Fortschritt und neue Finanzierungsinstrumente, um die Millenniumsziele zu 289 
erreichen. Wir rufen alle Regierungen auf, ihren Selbstverpflichtungen nachzukommen und 290 
innovative Finanzierungsmöglichkeiten zu erschließen, um das Ziel von 0,7 % des BNE zu 291 
erreichen. Da es immer noch Engpässe gibt, müssen neue Wege der Entwicklungsfinanzierung 292 
gefunden werden. Diese alternativen Quellen müssen zu den vorhandenen Mitteln 293 
hinzukommen, damit ein echter Überschusseffekt für die Entwicklung erreicht werden kann. Der 294 
Kampf gegen Geldwäsche und Steuerflucht ist ebenfalls ein Mittel, um die Finanzkraft der 295 
ärmsten Staaten zu steigern und neue Wege zu finden, die Unterentwicklung zu bekämpfen. 296 
Durch die Steuerflucht entgehen beträchtliche Geldmittel, welche für entwicklungsfördernde 297 
Politik eingesetzt werden könnten und effektive Staaten aufbauen könnten. Wir unterstützen ein 298 
Handeln auf globaler Ebene nach Vorbild des Globalen Fonds für den Kampf gegen AIDS, 299 
Tuberkulose und Malaria. 300 
 301 
Die Frage der Schulden der ärmsten Länder ist ebenfalls ein wichtiges Problem; alleine die 302 
Schulden der afrikanischen Länder betragen über 250 Milliarden Euro. Europa sollte seinen 303 
Einfluss für eine Ausweitung der Initiative für Hochverschuldete Arme Länder („Heavily Indebted 304 
Poor Countries“, HIPC) und der Multilaterale Entschuldungsinitiative („Multilateral Debt Relief 305 
Initiative“, MDRI) einsetzen, um den ärmsten Ländern den Großteil ihrer multilateralen externen 306 
Staatsschulden zu erlassen. Die EU muss für jene Länder, die sich den Zielen des 307 
Armutsabbaus verschrieben haben, einen raschen Schuldenerlass unterstützen. Bezüglich 308 
der Kontrolle der Finanzmärkte legt die SPE-Resolution über die Finanzmärkte, vom SPE-309 
Parteirat in Sofia am 22. und 23. November 2007, die Position der SPE dar.  310 
 311 
Weltweit leben vierzig Millionen Menschen mit HIV/AIDS. AIDS ist nicht nur in Afrika ein 312 
Problem; bis 2010 werden die meisten von HIV und AIDS betroffenen Menschen in Asien leben 313 
und die Regionen mit dem schnellsten Wachstum an Neuinfektionen werden Osteuropa und 314 
Zentralasien sein. Europa muss helfen, zum Beispiel durch die Unterstützung der 315 
Anstrengungen in der Forschung nach einem AIDS-Impfstoff. Die EU muss den Zugang der 316 
Entwicklungsländer zu Generika unterstützen, damit HIV/AIDS-, TB- und Malariapatienten 317 
behandelt werden können. Gesundheit muss vor Wirtschaftsinteressen stehen! Trotz 318 
wiederholter Aussagen, man wolle der Tatsache Rechnung tragen, dass vor allem Frauen von 319 
der Pandemie betroffen sind, wurde bisher zu wenig unternommen. Große Möglichkeiten 320 
werden ausgelassen, die globale Epidemie einzudämmen und die verheerenden Auswirkungen 321 
von HIV/AIDS auf das Leben von Millionen von Frauen und Mädchen zu verhindern. Es ist an 322 
der Zeit, Ergebnisse zu liefern!  323 
 324 

3. Demokratie: mehr Rechte und Pflichten für den Einzelnen und für die Staaten 325 
 326 
Grundlegende individuelle und demokratische Rechte sind von zentraler Bedeutung für Frieden 327 
und Wohlstand. Die Unteilbarkeit und universelle Gültigkeit der Menschenrechte ist nicht 328 
verhandelbar. In diesem Bereich ist keinerlei kultureller Relativismus akzeptabel. Wir sind der 329 
Überzeugung, das die Menschenrechte universeller Natur sind und von allen respektiert werden 330 
müssen. Die Grundrechtecharta der Europäischen Union und das Völkerrecht gehören zu den 331 
Leitlinien für die internationale Politik der EU. Besonders fühlen wir uns der Stärkung der 332 
Rechte der Frauen verpflichtet. Die Gleichberechtigung für Frauen – in allen Bereichen des 333 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Lebens – ist nicht nur ein grundlegendes 334 
Menschenrecht, sondern auch der Schlüssel zur Veränderung der Entwicklungsperspektiven 335 
ihrer Gesellschaften. Die Rechte der Frauen müssen sich in Gesetzen widerspiegeln, die sie vor 336 
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Gewalt schützen, gleiche Entlohnung sicherstellen, ihr Recht auf Eigentum und auf das Erben 337 
von Eigentum und ihr Recht, Dienstleistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven 338 
Gesundheit in Anspruch nehmen zu können, sichern. Der Gesetzesvollzug muss effizient 339 
organisiert sein. Eine massive Bildungsoffensive und ein besserer Zugang für Frauen zu 340 
Führungspositionen sind notwendig. Bevölkerungsbewegungen hat es immer gegeben, sowohl 341 
aus humanitären als auch aus wirtschaftlichen Gründen. Die EU sollten einen humanen Ansatz 342 
für Migration wahren, der internationale Verpflichtungen gegenüber Flüchtlingen und 343 
Asylbewerbern achtet, und Integrationsmechanismen bevorzugt. Das Ziel der EU ist, Migration 344 
zu einem Entwicklungsfaktor sowohl für die Herkunftsländer, als auch für die Transitländer und 345 
Aufnahmeländer zu machen. Entwicklung wird folglich eine Verringerung der illegalen 346 
Einwanderung ermöglichen.  347 
 348 
Demokratische Regierungsführung, eine gesunde und effektive Koordinierung zwischen der 349 
nationalen und lokalen Regierungsebene, eine starke Zivilgesellschaft, grundlegende 350 
demokratische Freiheiten und ein produktiver Sozialdialog sind für Völker, Gesellschaften und 351 
Nationen, die von der Globalisierung profitieren wollen, von zentraler Bedeutung. Die 352 
wirtschaftliche Globalisierung droht, das Primat demokratischer Politik in wichtigen Bereichen zu 353 
untergraben. Wir wollen das Primat demokratischer Politik verteidigen, da dies das einzige 354 
Mittel ist, weltweit Demokratie durchzusetzen. Die EU sollte bei ihrer Unterstützung des 355 
Aufbaus oder der Stärkung regionaler Organisationen und deren Assoziierung zur EU-Politik 356 
sowohl den politischen als auch den wirtschaftlichen Aspekten Aufmerksamkeit schenken. 357 
Besonders mit regionalen Organisationen, die eine politische Dimension besitzen, so wie die 358 
Afrikanische Union oder Mercosur, muss eine Zusammenarbeit aufgebaut werden. Dieses 359 
Phänomen verdeutlicht den Bedarf, politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit und 360 
Handelsbeziehungen auf ein neues Niveau zu heben, um den Herausforderungen der heutigen 361 
Welt angemessen begegnen zu können.  362 
 363 
Bei der Förderung von Frieden und internationaler Zusammenarbeit sucht die Europäische 364 
Union multilaterale Lösungen für weltweite Probleme. Die EU hat sich daher besonders 365 
einem effektiven Multilateralismus verschrieben, dessen Herzstück starke Vereinte Nationen 366 
sind. Eine engere Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen (inklusive der 367 
UNO und ihrer Agenturen, Fonds und Programme, der Weltbank, dem IWF, der WTO, OSZE, 368 
dem Europarat, der Afrikanischen Union, dem Mercosur, der ASEAN und anderer globaler und 369 
regionaler Organisationen) ist für die Europäische Union von zentraler Bedeutung, um 370 
Herausforderungen der menschlichen Sicherheit zu bewältigen und um der weltweiten 371 
Verantwortung der Union gerecht zu werden. Wir unterstreichen, dass die Hauptverantwortung 372 
für den Erhalt des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit bei den Vereinten 373 
Nationen liegt und dass sich die EU für eine Stärkung der Vereinten Nationen einsetzt. Die 374 
internationale Gemeinschaft muss neue Instrumente finden, um die Herausforderung der 375 
Globalisierung auf der sozialen, wirtschaftlichen und finanziellen Ebene sowie im Bereich der 376 
Konfliktprävention und Konfliktlösung angemessen in Angriff zu nehmen. Der Sicherheitsrat der 377 
Vereinten Nationen sollte erweitert und gestärkt werden, um besser die Realität der heutigen 378 
Welt in einer angemessenen Reform widerzuspiegeln. Die nächste Reform sollte die Anzahl der 379 
Mitglieder erhöhen und effizientere und transparentere Arbeitsmethoden einführen. Wir 380 
unterstreichen, dass es wünschenswert ist, dass die EU in allen internationalen Institutionen, mit 381 
nur einer Stimme spricht. Die Generalversammlung der Vereinten Nationen, als oberste 382 
Vertretung der Staaten, sollte gestärkt werden und eng mit den nationalen Parlamenten und der 383 
Zivilgesellschaft zusammenarbeiten.  384 
 385 
Beim Ausbau der UN-Aktivitäten zur Friedenskonsolidierung kann die EU eine besonders 386 
wichtige Rolle spielen, nämlich als aktiver Partner in der Peacebuilding Commission. Der 387 
Vorschlag zur Bildung eines „Human Development Council” zielt auf die Erreichung der 388 
Millennium-Entwicklungsziele ab, indem strukturelle Verbindungen zwischen der WTO und den 389 
Vereinten Nationen, der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), dem Entwicklungsprogramm 390 
der Vereinten Nationen (UNDP), der UNESCO, der Weltgesundheitsorganisation (WHO), dem 391 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) und dem Sekretariat der multilateralen 392 
Umweltabkommen hergestellt werden. Der Konsens von Washington schenkte meist den 393 
sozialen, umweltrelevanten und politischen Kosten wirtschaftlicher Reformen und deren 394 
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negativen Auswirkungen zu wenig Aufmerksamkeit. Korrupte Regierungen, die die Weltbank 395 
missbrauchen, sowie staatliche und private Anleihen müssen bloßgestellt werden. Der Umgang 396 
mit nicht-demokratischen Marktwirtschaften, die ihren Bürgern zentrale Grundrechte verweigern, 397 
muss diskutiert, Politikansätze zur Demokratieförderung müssen umgesetzt werden. Europa 398 
muss sein gesamtes Gewicht innerhalb der Weltbank und des IWF einen ausgeglicheneren 399 
Ansatz für einen neuen Konsens der internationalen Wirtschafts- und Handelsbeziehungen 400 
verwenden. 401 
 402 
Der Mittelmeerraum hat sich schrittweise in einen politischen und wirtschaftlichen Raum 403 
enormer Wichtigkeit gewandelt. Der Barcelona-Prozess muss politisch und institutionell gestärkt 404 
werden, mit dem Ziel eines Europa-Mittelmeer-Verbundes. Die Erklärung von Barcelona von 405 
1995 und die Europa-Mittelmeer-Partnerschaft haben den Rahmen für die EU und 406 
insbesondere für die am Mittelmeer liegenden Mitgliedsstaaten definiert und stellen ein 407 
wichtiges Instrument zur Förderung regionaler Zusammenarbeit, vertrauensbildender 408 
Maßnahmen, des Dialogs, gegenseitigen Verständnisses, der Versöhnung und von Fortschritten 409 
beim Nahost-Friedensprozess dar, der in einer Friedenskonferenz mit Teilnahme aller 410 
beteiligten Akteure seinen Höhepunkt finden würde. Die Entwicklung politischer, sozialer, 411 
wirtschaftlicher und kultureller Integration im Europa-Mittelmeer-Raum ist von zentraler 412 
Bedeutung um Frieden, Sicherheit und Wohlstand zu schaffen. Die Konflikte und Widersprüche 413 
dieser Region können leichter angegangen und gelöst werden, wenn die EU sich zu einem 414 
wirklichen Partner entwickelt. 415 
 416 
Die EU hat eine Reihe von Instrumenten geschaffen, um Menschenrechte und Demokratie zu 417 
fördern. Die EU darf das Messen mit zweierlei Maß nicht akzeptieren. In ihren bilateralen und 418 
multilateralen Beziehungen muss die EU die Einhaltung der Menschenrechte verfolgen. Bereits 419 
jetzt setzt die EU die Einhaltung der Menschenrechtsklausel in ihren 420 
Assoziierungsabkommen, insbesondere Artikel 2, durch. Die EU muss eine führende Rolle bei 421 
der Abschaffung der Todesstrafe und der Ablehnung von Folter einnehmen. Außerdem besteht 422 
ein Bedarf an effizienteren internationalen Institutionen und Regeln, die die Menschen vor 423 
Verletzungen ihrer Rechte schützen. Ziel der EU ist es, die Zahl der Vertragsstaaten des 424 
Internationalen Strafgerichtshofs zu steigern, so dass der Gerichtshof über größtmögliche 425 
Zuständigkeit verfügt. Eine bessere geographische Verteilung der Vertragsstaaten ist 426 
notwendig; wir benötigen insbesondere mehr arabische und asiatische Vertreter und wir werden 427 
uns weiterhin für die Ratifizierung des Statuts über den Internationalen Strafgerichtshof 428 
einsetzen. Wenn das Rechtssystem einzelner Staaten nicht funktioniert oder wenn Staaten sich 429 
weigern, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Völkermord zu 430 
bestrafen, müssen die internationalen Gerichtshöfe eingreifen. 431 
 432 
Die moderne Welt ist von einer Beschleunigung des Austausches zwischen den Völkern und 433 
Kulturen gekennzeichnet. Dies bringt sowohl eine Bereicherung des interkulturellen 434 
Austausches mit sich als auch Ängste derselben Kulturen, in einer Art „neue Weltkultur“ 435 
aufgesogen zu werden. Wir müssen unterstreichen, dass die kulturelle Vielfalt Teil des 436 
Welterbes ist. In der jüngeren Vergangenheit haben wir beunruhigende Tendenzen zum Aufbau 437 
monoethnischer Staaten oder zu ethnischen Säuberungen gesehen. Für einige mag der Ruf 438 
nach „Reinheit“ die Antwort auf die komplexen kulturellen Veränderungen in einer globalisierten 439 
Welt sein. Abgesehen von dem Konfliktpotenzial, dass solche Ideologien mit sich bringen, 440 
stellen sie eine Gefahr für den Reichtum der kulturellen Vielfalt und des kulturellen Austausches 441 
dar. Sie müssen daher auf das Schärfste verurteilt werden. Der Respekt gegenüber 442 
Minderheiten, der Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Homophobie, Antisemitismus 443 
und Intoleranz müssen Prioritäten für die internationale Staatengemeinschaft sein. Wir müssen 444 
Dialog und multilaterale Zusammenarbeit im Rahmen der UN-Initiative „Allianz der 445 
Zivilisationen“ verstärken. Die UN-Initiative „Allianz der Zivilisationen“ ist von äußerster 446 
Wichtigkeit, um Missverständnisse zu überwinden und Konflikte zu vermeiden.  447 
 448 
4. Die Umwelt achten, den Planeten retten  449 
 450 
Wir verweisen auf die SPE-Resolution zum Klimawandel, welche vom SPE-Parteirat anlässlich 451 
seiner Sitzung in Sofia am 22. und 23. November 2007 angenommen wurde und zu einer 452 
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weiteren Stärkung der EU-Führungsrolle beim Kampf gegen den Klimawandel aufruft. Der 453 
Klimawandel stellt eine ernsthafte Gefahr für die Entwicklung und das Erreichen der Millennium-454 
Entwicklungsziele dar. Dabei darf nicht vergessen werden, dass Entwicklungsländer am 455 
stärksten betroffen sind und ihre Bevölkerungen besonders durch Wetterkatastrophen gefährdet 456 
sind. Die Zusammenarbeit der EU mit den Entwicklungsländern muss diese in die Lage 457 
versetzen, Überlegungen zum Klima bei nationalen Entscheidungsprozessen zu 458 
berücksichtigen, gut funktionierende Energiemärkte zu haben und erneuerbare Energiequellen 459 
entwickeln zu können. Das Potenzial des Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung 460 
(CDM) zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern, gemäß dem Kyoto-Protokoll, muss 461 
in der Entwicklungspolitik der EU stärker berücksichtigt werden und zwar so, dass sie im Bezug 462 
auf Umwelt und Soziales als legitim angesehen wird. Ferner müssen EU-Handelsabkommen mit 463 
Drittstaaten und EU-Hilfsleistungen einen Passus enthalten, der die Implementierung 464 
umweltfreundlicher Praktiken erfordert. 465 
 466 
Die Sicherheit der Energieversorgung sollte integraler Bestandteil der gemeinsamen Außen- 467 
und Sicherheitspolitik der EU werden, gleichberechtigt mit der Entwicklungs- und der 468 
Handelspolitik. Die EU muss im Dialog mit den wichtigsten Energielieferländern ihr 469 
gemeinsames Gewicht in Waagschale werfen und feste langfristige Partnerschaften und 470 
Kooperationsabkommen zwischen den Energieproduzenten und –konsumenten anstreben. 471 
Dazu ist eine gemeinsame Strategie für die Beziehungen mit diesen Ländern und Regionen 472 
notwendig, anstelle der so unterschiedlichen nationalen Ansätze der Mitgliedsstaaten. Das 473 
zukünftige Abkommen zwischen der EU und Russland sollte Bestimmungen enthalten über den 474 
gegenseitigen Zugang zur Infrastruktur, über Wettbewerbsregeln, welche die Macht von quasi-475 
Monopolunternehmen begrenzen, die noch nicht zerschlagen wurden und Zugang zu ihren 476 
jeweiligen Energiemärkten gewähren, und über das Problem technischen Versagens in 477 
Drittstaaten, welches die grenzüberschreitende Versorgung von EU-Mitgliedsstaaten 478 
beeinflusst. Abkommen mit den Energielieferanten Europas müssen helfen, ein stabiles, und 479 
dennoch offenes Regelwerk in den Lieferländern zu schaffen, damit die umfangreichen 480 
Investitionen getätigt werden, die für die Förderungs- und Transportinfrastruktur notwendig sind, 481 
um die Versorgung langfristig zu sichern. Die EU muss einen neuen weltweiten Energiedialog 482 
unterstützen, der darauf abzielt, die Energiemärkte der Welt stabil, sicher und transparent zu 483 
gestalten.  484 
 485 
Als Antwort auf die Schwäche und Zersplitterung des internationalen Umweltrechtes, setzt sich 486 
die SPE für die Schaffung einer Weltumweltorganisation (World Environmental 487 
Organisation WEO), im Institutionengefüge der Vereinten Nationen, ein.  488 
 489 
 490 
Unsere Rolle als Sozialdemokratische Partei Europas 491 
 492 
Die europäischen Sozialisten, Sozialdemokraten und Fortschrittlichen Demokraten sind willens, 493 
ihren Teil zu den gemeinsamen Anstrengungen zur Reform der internationalen Institutionen 494 
beizutragen, sowie die internationale Zusammenarbeit zu stärken, damit die gemeinsamen Ziele 495 
von Frieden, Entwicklung und Gerechtigkeit in der Welt erreicht werden können. Daher sind wir 496 
bereit, mit zukunftsorientierten Kräften auf der ganzen Welt zusammenzuarbeiten. So wie die 497 
Mitgliedsstaaten der EU nicht in der Lage sind, die Herausforderungen der Globalisierung 498 
alleine zu meistern und versuchen, über die Europäische Union ihre Kräfte zu bündeln, müssen 499 
die europäischen Sozialdemokraten es auch auf internationaler Ebene tun. Die europäischen 500 
Sozialisten, Sozialdemokraten und Fortschrittlichen Demokraten werden vorrangig mit 501 
Mitgliedsparteien der Sozialistischen Internationale, in einen Dialog und eine 502 
Zusammenarbeit eintreten, die sich zum Ziel setzt, die Politik der EU und der internationalen 503 
Institutionen zu beeinflussen. In Synergie mit der SI, der sozialdemokratischen Fraktionen im 504 
Europäischen Parlament und im Ausschuss der Regionen, mit ECOSY und IUSY, sind wir 505 
mit dem „Global Progressive Forum“ (GPF) bestrebt, einen Dialog anzustoßen, neue Ideen zu 506 
fördern und zu handeln, um etwas zu bewegen. Unsere Pflicht ist es, eine starke Allianz von 507 
Sozialdemokraten, Gewerkschaften, sozialen Bewegungen und Nichtregierungsorganisationen 508 
zu bilden, die eine Agenda der sozialen Gerechtigkeit und des sozialen Fortschrittes 509 
vorantreiben.  510 
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 511 
Unser Ziel ist es, Dialog, Zusammenarbeit und Verständnis auf europäischer und internationaler 512 
Ebene aufzubauen, mit demokratischen und fortschrittlichen Kräften, um mit einem größeren 513 
fortschrittlichen Lager die Entscheidungsfindung europäischer und globaler Politik beeinflussen 514 
zu können. 515 
 516 
Die Außenpolitik der EU sollte partizipativ sein und Beiträge von einer Vielzahl an Partnern der 517 
europäischen Zivilgesellschaft erhalten, d.h. mit Nichtregierungsorganisationen aus dem 518 
Bereich Entwicklung, aber auch mit Lokalregierungen, Frauen- und Jugendgruppen, 519 
Gewerkschaften, Unternehmerverbänden und Hochschulen zusammenarbeiten. Dies bedeutet, 520 
die Stimme der Lokalbevölkerung zu stärken und ihr, die Möglichkeit zu geben, mit 521 
Unterstützung der SPE Veränderungen ihrer sozialen und wirtschaftlichen Situation zu 522 
erreichen. 523 
 524 
Diese Strategie ist unser Weg, um unser Ideal eines nachhaltigen Friedens in der Welt zu 525 
erreichen. Dabei orientieren wir uns am Prinzip der Solidarität durch demokratische 526 
internationale Institutionen und der Förderung menschlicher Entwicklung. 527 


